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Die Volkszählung in Oeſterreich zu Ende dieſes Jahrhundertes. 

Von Eugen Spork. IV. 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Ein die Billigung der Ablehnung einer Allerhöchſten Auszeichnung ausdrückender 
Gemeindeausſchuß⸗Veſchluß begreift eine durchaus unzuläſſige Demonſtration 
ee der ee > en dee verfaſſungs mäßigen Hoheits⸗ 
rechtes. Es erſcheint daher ein ſolcher Beſchluß als eine Ueberſchreitung des 
Rechtes der freien Meinungsäußerung. aß Ueberſchreitung des 
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Die Volkszählung in Heſterreich zu Ende dieſes Jahr⸗ 
hundertes.! 
Beſprochen von Eugen Spo rk. 


IV 


In dent dritten Abſchnitte dieſer Beſprechungen wurde betont, 
von welchen Vortheilen es wäre, die zur Bevölkerungsaufnahme aus- 
zuſendenden Volkszählungscommiſſäre (staatliche Volkszählungsagenten) 
mit einem klar und kurzgefaßten Nachſchlagebuch — „Katechismus 
der Volkszählung in Oeſterreich“ — auszuſtatten. 

Dieſe „Arbeitsbienen der Volkszählung“ können nicht genug ge⸗ 
pflegt und unterſtützt werden, wenn der hiedurch zu erzielende Arbeits- 
ertrag — das Zählungsurmateriale — den erhöhten Anſorderungen 
an Gehalt bei deſſen Verarbeitung ohne begründete Bedenken über 
die Qualität desſelben entſprechen ſoll; eine Außerachtlaſſung dieſer 
Obſorge würde ſich gewiß in unangenehmſter Weiſe zur Geltung 
bringen. 

Die Zahl der Varianten der Eintragungen in jede einzelne der 
Rubriken, aus welchen die Aufnahmsbögen und beziehungsweiſe 
Anzeigezettel ohne Hinzurechnung jener, betreffend die häuslichen Nutz⸗ 
thiere, beſtehen, in Verbindung mit den, bezüglich jedes einzelnen 
Falles zu beobachtenden Vorſchriften und Verordnungen, gipfeln ſich 
nahezu ins Unendliche. 

Die ; i⸗Secretär Dr. b 
JJ nm hun 

Ter in der letzten Nummer dieſer Zeitſchrift erſchienene Artikel über die 
Volkszählung in Oeſterreich enthält bei Beſprechung des Zählungskages folgende 
Stelle: „Dr. v. M verbreitet ſich in ſeinemememmm (Seite 56 — 66) auf zehn 
Druckſeiten über dieſen fraglichen Punkt und citirt daſelbſt die Pro und Contra 
hervorragendſter Statiſtiker, ohne aber, am Schluſſe dieſer ganzen Abhandlung 


angelangt, ſich boſtimmt für die eine oder die andere Anſicht erklärt zu haben.“ 

Der Inhalt dieſes Satzes iſt unrichtig, da ich mich in meiner Schrift — 
auf Grundlage der vorausgeſchickten vollkommen orginären Erörterungen über die 
Geſichtspunkte, welche bei der Wahl des „Zählungstages“ in Betracht kommen 
müſſen — auf den Seiten 63.—65 entſchieden und deutlich gegen den 31. December 
als Stichtag für die Volkszählung ausgeſprochen habe. Dieſe Stellungnahme 
wurde auch in der Mehrzahl der erſchienenen Beſprechungen hervorgehoben. 


Ein wohlgetroffenes Bild dieſes in den beſagten 28 Rubriken 
zu ordnenden und ſichtenden Chaos der feſtzuhaltenden Erhebungs⸗ 
daten bringt Dr. v. Mayrhofers Werk „Die Volkszählung in 
Oeſterreich“ in dem Capitel „Erhebungsmomente“ (Seite 91). 

Was da bei internationalen Congreſſen von ſtatiſtiſch Fach- 
kundigen, von Capacitäten in langen Sitzungen eingehendſt berathen 
wurde, welche Erhebungsmomente da von tiefen Denkern, gewiegten 
Juriſten und erprobten Verwaltungspolitikern empfohlen und als 
obligatoriſch erklärt wurden, — das hat der oft ſimple, wenn auch 
von beſtem Beſtreben beſeelte Volkszählungscommiſſär, — eine meiſt 
nur in proviſoriſcher und höchſt mäßig dotirter Stellung befindliche 
Hilfskraft, in wenigen Tagen allein zu bewältigen. 

Die öſterreichiſche Volkszählungsvorſchrift enthält hierüber im 
$ 14, alinea 2 und 3, in knapper Faſſung folgende allgemeine Be— 
ſtimmungen: 

„Die Zählung iſt in der Art vorzunehmen, daß die anweſende 
Bevölkerung nach den Hauptgeſichtspunkten, als: Geſchlecht, Alter, 
Religion, Stand, Heimat, Beruf oder Beſchäftigung, die abweſende 
Bevölkerung nach Geſchlecht und Aufenthalt unterſchieden ſich darſtellt. 

Außerdem können noch andere ſtatiſtiſch wichtige Daten, zum 
Beiſpiel Zahl der Blinden und Taubſtummen, Beſchaffenheit der 
Wohnungsverhältniſſe und dergleichen erhoben werden.“ 

Die im Abſatz 2 des § 14 angeordnete Unterſcheidung der an— 
weſenden und abweſenden Bevölkerung bezieht ſich nur auf die Dar— 
ſtellung in den Ueberſichten, in den Druckſorten für die Bevölkerungs⸗ 
aufnahme (Anzeigezettel bezw. Aufnahmsbögen) jedoch ſind ſämmtliche 
Rubriken auch hinſichtlich der zu verzeichnenden „Abweſenden“ gleich 
den „Anweſenden“ zu behandeln, ergo auszufüllen. 

In dem vorerwähnten Dr. Mayrhofer'ſchen Capitel „Er- 
hebungsmomente“ find dießfalls reichlich die nothwendigen , 
Anhaltspunkte zu finden, wir entnehmen daraus: . 

„Gegenſtand dieſer Abhandlung kann es nicht ſein, hier die bei 
der letzten Volkszählung in Anwendung gekommenen Belehrungen zur 
Ausfüllung der Zählpapiere und ihrer einzelnen Rubriken zu repro⸗ 
duciren, wohl aber erſcheint es uns nothwendig, die Erhebungsmomente 
ſowie den Umfang und die Art ihrer Feſtſtellung einer Beſprechung 
zu unterziehen. 

Wohnung und Haushalt. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß die einzelnen Individuen als Zählungsobjecte bei ihrer 
Verzeichnung in ihrer gegenſeitigen Zuſammengehörigkeit gruppenweiſe 
erfaßt werden. 

Dieſe Zuſammengehörigkeit liegt in der gemeinſamen Wohnung, 
in dem Haushalte und in der Familie. 

Der Haushalt bildet nach dem Individuum die nächſthöhere 
ſtatiſtiſche Einheit für die Volkszählung, und hat man ſich daher 
ſchon oft bemüht, eine Definition zu finden, nach welcher die zu den 
ſelben gehörigen Perſonen fallweiſe beſtimmt werden. 

Daß der Haushalt etwas von der Familie Verſchiedenes iſt, 
liegt auf der Hand. Zur Familie im engeren Sinne gehören nur 


die gemeinſchaftlich lebenden, durch die Bande des Blutes, der Ehe 
oder Schwägerſchaft verbundenen Perſonen, während der Haushalt 
noch andere an dieſer Gemeinſchaft theilnehmende Perſonen, nament⸗ 
lich auch die Dienerſchaft umſchließt. — — — — 

Gewöhnlich wird allerdings die locale Ausbreitung des Haus— 
haltes mit der ſich als ein abgeſchloſſenes Ganzes darſtellenden 
Wohnung („unter demſelben Schlüſſel“) zuſammenfallen, nothwendig 
iſt dies aber nicht. 

So gehört beiſpielsweiſe der Aftermiether wohl zur Wohnung 
(im weiteren Sinne) des Vermiethers, nicht aber zu deſſen Haushalt, 
anderſeits kann ſich ein Haushalt über die eigentliche Wohnung einer 
Familie erſtrecken, was z. B. dann der Fall iſt, wenn das Dienſt— 
perſonal in einer anderen (ſelbſtſtändig numerirten) Wohnung des⸗ 
ſelben Hauſes untergebracht iſt. — — — — 

Das Princip, daß die fortlaufende Zahl der zu einer Wohnung 
gehörigen Perſonen bei jeder neuen, beſonders numerirten Wohnung, 
und nicht ſchon unbedingt bei jedem Haushalte innerhalb dieſer Wohnung 
mit der Zahl 1 beginnen muß, hat daher ſeine mißliche Seite. Dem 
könnte einigermaßen dadurch abgeholfen werden, daß in den Auf— 
nahmsbögen zwiſchen den Rubriken „Wohnungsnummer“ und „Forts 
laufende Zahl der zu jeder Wohnung gehörigen Perſonen“ eine 
eventuell aufzuſtellende Rubrik für jeden Haushalt in der Weiſe ein- 
geſchaltet würde, daß bei dem Vorhandenſein mehrerer Haushaltungen 
innerhalb einer ſich als ein ſelbſtſtändiges Ganzes darſtellenden, eigens 
numerirten Wohnung dieſelben fortlaufend mit den Buchſtaben 
A, B ꝛc. bezeichnet werden; dann könnte der Haushalt des After— 
miethers, welch Letzterer als „After-Wohnungsinhaber“ zu bezeichnen 
wäre, neben ſeinem Namen mit der Zahl 1 beginnen. 

Dieſer Vorgang hätte ſelbſtverſtändlich auch auf den ſchon 
erwähnten Fall Anwendung zu finden, daß in einer Wohnung, 
welche eine einzige Nummer trägt, zwei von einander ganz unab— 
hängige Haushaltungen untergebracht ſind. 

Die Ausfüllung der Aufnahmsbögen würde hiedurch allerdings eine 
unbedeutende Complicirung erleiden, der Haushaltungs- und Familien⸗ 
verband wäre aber ſchon im Urmateriale klarer zum Ausdrucke gebracht. 

Eine noch weiter gehende und radicalere Abhilfe wäre darin 
gelegen, wenn man ſich entſchließen könnte, die Wohnungsnummer in 
den Aufnahmsbögen wenigſtens als erſte Rubrik wieder fallen zu 
laſſen und ſtatt derſelben die Hauptgliederung nach (mit römiſchen 
Ziffern zu bezeichnenden) Haushaltungen einzuführen, beziehungsweiſe 
bei Anwendung der Anzeigezettel einen ſolchen für jeden Haus— 
halt hinauszugeben, wobei das gegenwärtige Princip, daß ſelbſtſtändig 
wohnende Einzelperſonen dem Haushalte gleich zu behandeln ſind, 
keine Beeinträchtigung zu erfahren braucht. In dieſem Falle könnte der 
Haushaltungsverband unter allen Umſtänden noch deutlicher zur 
Darſtellung gelangen. — — — — 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die Einführung der Wohnungs— 
nummer in die Aufnahmsbögen eine gewiſſe Gefahr mit ſich bringt, 
den Verband des Haushaltes zu trennen, indem in Folge derſelben 
zuweilen Mitglieder des Haushaltes aus demſelben ausgeſchieden wer— 
den, während andere ſelbſtſtändige Haushaltungen, insbeſondere jene 
von Aftermiethern, wenigſtens im Urmateriale nicht deutlich zur Gel- 
tung kommen. Mit einer eventuellen Regelung dieſer Fragen müßte 
vor der nächſten Volkszählung eine Feſtſtellung der Begriffe der Wohnung, 
des Wohnungsinhabers und des Haushaltes Hand in Hand gehen. 

Bei kaſernmäßiger Unterkunft, wie fie in Klöſtern, Erziehungs⸗ 
anſtalten und Arbeiterhäuſern vorkommt, kann von einer eigentlichen 
Ausfüllung der Rubrik „Verhältniß zum Wohnungsinhaber“ keine 
Rede ſein, weil keine der in dieſer Weiſe untergebrachten Perſonen 
Wohnungsinhaber iſt, und dieſelben insgeſammt nur zu der Anſtalt 
ſelbſt in einer Beziehung ſtehen. 

Die Erhebung der Wohnungverhältniſſe, das iſt der 
Lage, Größe, Beſchaffenheit und Verwendung der Wohnungen im Zu— 
ſammenhange mit der Zahl der Wohnungsinſaſſen findet nur in grö— 
ßeren Städten, und zwar aus dem Grunde ſtatt, weil die Wechfel- 
beziehungen zwiſchen Wohnung und Bewohnern ſo innig und vielfältig 
ſind, daß die wirthſchaftliche und hygieniſche Beſchaffenheit der letzteren 
ohne Berückſichtigung der erſteren nicht vollſtändig erkannt werden kann.“ 

„Der Geburtsort ſoll nach den Intentionen unſerer Volks— 
zählungsvorſchriften möglichſt genau bezeichnet werden und iſt zu dieſem 
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Zwecke ausnahmslos außer der Angabe des Ortes der Geburt auch 
die Angabe des betreffenden politiſchen Bezirkes (eventuell Kreiſes, 
Comitates oder Verwaltungsbezirkes) ſowie des Landes erforder— 
lich. — — — Es kann übrigens vorlommen, daß der Geburtsort durch 
die Angabe der Ortſchaft, des politiſchen Bezirkes und des Landes der 
Geburt noch immer nicht zweifellos beſtimmt iſt, da ſich bekanntlich 
Ortſchaftsnamen innerhalb desſelben politiſchen Bezirkes, ja auch inner⸗ 
halb desſelben Gerichtsbezirkes, wiederholen. Aus dieſem Grunde wäre 
es, zumindeſtens in dieſen letzteren Fällen, angezeigt, hier auch den 
Namen der betreffenden Ortsgemeinde anzugeben, wie dies bei der Ver- 
zeichnung des Aufenthaltsortes abweſender Perſonen vorgeſchrieben iſt.“ 

Geburtszeit (Lebensalter). Dieſes Erhebungsmoment 
ſoll, ſoweit es der Bildungsgrad der Bewohner ſchaft erlaubt, be— 
ſonders in großen Städten, durch Angabe des Jahres und des Monates 
der Geburt beſtimmt werden, und ſoll, wenn die Angabe durch 
Einſtellung der Jahre geſchieht, die Zahl der zurück gelegten Jahre 
und bei Kindern unter einem Jahre die Zahl der zurückgelegten 
Monate angegeben werden. 

„In Bezug auf die Verzeichnung der Heimatsgemeinde 
galten bei der letzten Volkszählung im Allgemeinen analoge Vor— 
ſchriften wie für die Angabe des Geburtsortes und mußte daher bei 
der Auslegung, welche letztere gefunden haben, angenommen werden, 
daß auch ber ſolchen Perfonen, welche den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nicht angehören, nicht nur der Verwaltungs— 
bezirk und das Land der Heimat, ſondern auch die Heimatsgemeinde 
zu verzeichnen war. 

Eine Ausnahme von der vorgeſchriebenen Verzeichnung des heimat— 
lichen Bezirkes und Landes trat nur inſoferne ein, als bei Perſonen, 
welche in jener Gemeinde heimatsberechtigt waren, zu welcher der 
Zählort gehörte, die Anführung der erſteren Gebiete entfallen konnte. 
Die Angaben, reſpective Eintragungen der Parteien über die Heimats— 
gemeinde waren ebenſo wie jene über das Alter und den Geburtsort 
von den Zählungscommiſſären, beziehungsweiſe Reviſoren, nach Möglich— 
keit durch Einſicht in Documente zu überprüfen, und hatte ſomit in diefen 
Fällen gleichzeitig eine förmliche amtswegige Erhebung einzutreten. 

Wenn die Heimatsgemeinde nicht bekannt war, ſo war bei den 
letzten Volkszählungen als ſolche die Gemeinde des Aufenthaltes mit 
dem Beiſatze: „nach § 14 der Volkszählungsvorſchrift“ auszutragen. 

Dieſe Anordnung wurde durch die Miniſterialerläſſe vom 
18. Jänner 1881, 3. 789 und 22. December 1890, 3. 24.759, auch 
auf jene Fälle ausgedehnt, in welchen nicht nur die Heimatsgemeinde 
unbekannt, ſondern auch die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
nicht ſichergeſtellt war. 

Erwägenswerth wäre die Frage, ob nicht bei Inländern zur 
Erleichterung einer ſpäteren Conſtatirung der Zuſtändigkeit, und um 
die Zählungscommiſſäre zur Einſicht in die Documente zu nöthigen, 
nach Angabe der Heimatgemeinde auch Zahl und Datum der vor⸗ 
handenen Heimatſcheine eingetragen werden ſollten. Ebenſo wäre es 
vielleicht mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der Heimatrechtsnovelle 
vom 5. December 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 222, welche die zehnjährigen, 
den Anſpruch auf Aufnahme in den Heimatsverband bedingenden 
Friſten mit dem Zeitpunkte der letzten Volkszählung in Zuſammen⸗ 
hang bringt, angezeigt, gelegentlich der künftigen Volkszählungen bei 
Verſchiedenheit von Heimats- und Aufenthaltsgemeinden zu erheben, 
ſeit wann ſich jede eigenberechtigte Perſon in letzterer freiwillig 
und ununterbrochen aufhält, da hiedurch, wenn auch nicht ein Beweis⸗ 
mittel, ſo doch ein Anhaltspunkt für die ſpätere Entſcheidung über 
die Aufnahme in den Heimatsverband gewonnen werden kann.“ 


Im dritten Abſchnitte diefer Beſprechungen, die Wahl des 
31. December als Stichtag der Volkszählung betreffend, wurde der 
hierüber auseinandergehenden Meinungen maßgebender Kreiſe erwähnt 
und u. A. betont, daß auch Dr. v. Mayrhofer ſich in feinem oft⸗ 
genannten Werke für eine oder die andere dieſer Anſichten nicht beſtimmt 
erklärte. Mit dieſer Bemerkung wollte geſagt fein, daß auch diefer 
Fachmann wohl nicht für obigen Stichtag eintritt, ſich aber auch 
nicht voll und ganz einer der beſagten Anſichten anſchließt, ſondern 
feinen praktiſchen Erfahrungen conform, auch feinen eigenen Ideen— 
weg geht. Spork. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein die Billigung der Ablehnung einer Allerhöchſten Auszeichnung 

ausdrückender Gemeindeausſchuß⸗Veſchluß begreift eine durchaus 

unzuläſſige Demonſtration gegenüber der Ausübung eines unantaſt⸗ 

baren verfaſſungsmäßigen Hoheitsrechtes. Es erſcheint daher ein 

ſolcher Beſchluſt als eine Ueberſchreitung des Rechtes der freien 
Meinungsäußerung. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 4. Juli 1899 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde der Stadt⸗ 
gemeinde Neutitſchein, durch ihren Bürgermeiſter, Advocaten Dr. Hugo 
Fux, de praes. 1. April 1899, 3. 125 R. G., wegen Verletzung 
des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes der freien 
Meinungsäußerung, zu Recht erkannt: 

Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
1. März 1899, 3. 1430, mit welcher der Erlaß der k. k. mähriſchen 
Statthalterei vom 20. Jänner 1899, 3. 418/praes., beziehungsweiſe 
die Siſtirungs⸗Verfügung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Neu- 
titſchein vom 24. December 1898, 3. 137/praes. beſtätigt wurden, 
hat eine Verletzung des durch den Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſteten 
politiſchen Rechtes der freien Meinungsäußerung nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Der Gemeindeausſchuß von Neutitſchein faßte am 
19. December 1898 den Beſchluß, dem Abgeordneten Dr. Max 
Menger aus einem beſtimmten Anlaſſe das volle unveränderte Ver— 
trauen auszuſprechen. Dieſer Beſchluß wurde von der Bezirkshaupt— 
mannſchaft Neutitſchein mit dem Beſcheide vom 24. December 1898, 
3. 137/praes. auf Grund des § 103 der mähriſchen Gemeinde— 
Ordnung fiſtirt. 

Die Statthalterei beſtätigte dieſen Beſcheid mit der Entſcheidung 
vom 20. Jänner 1899, Z. 418/praes., in der Erwägung, daß der 
fragliche Gemeindeausſchuß-Beſchluß einen demonſtrativen Charakter 
an ſich trage, in demſelben daher eine Ueberſchreitung des geſetzlich 
gewährleiſteten Rechtes der freien Meinungsäußerung erblickt werden 
müſſe. Dem dagegen ergriffenen Recurſe gab das k. k. Miniſterium 
des Innern laut des Erlaſſes vom 1. März 1899, 8. 1430, nicht 
ſtatt und zwar aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung. 

Nunmehr wird Beſchwerde beim Reichsgerichte geführt. In der— 
ſelben wird zunächſt der Beſchluß als ſolcher von dem ihm voran— 
gehenden Antrage getrennt. Laut des Sitzungsprotokolles hat der 
Antragſteller ſeinem Antrage die folgende Motivirung vorangehen 
laſſen: Dr. Max Menger, der die Stadt Neutitfchein im Reichsrathe 
vertritt, hat die ihm zuerkannte Ordensauszeichnung unter dem Aus— 
drucke des ehrfurchtsvollſten Dankes an den Monarchen abgelehnt. 
Der Antragſteller, der dieſe Ablehnung als eine That anſah, welche 
die Unabhängigkeit des Abgeordneten Dr. Menger nachweiſt, fährt 
dann in der Begründung ſeines Antrages fort, wie folgt: „Ungeachtet 
deſſen habe es nicht an ſchmählichen Angriffen gegen unſeren Ab— 
geordneten gefehlt, dem ſogar unlautere Motive ſeiner Handlung 
unterſchoben wurden. Redner erachte es als ſeine Pflicht, den Antrag 
zu ſtellen, daß die Stadtvertretung dem Abgeordneten Menger aus 
dem gedachten Anlaſſe das vollſte unveränderte Vertrauen aus— 
ſpreche.“ Die Vertrauensvotirung hatte jedenfalls einen Anlaß, aber 
keinesfalls den, welche die in Beſchwerde gezogene Entſcheidung an— 
nimmt. Der Anlaß für das Vertrauensvotum war nie und nimmer— 
mehr die in loyaler und ehrfurchtsvoller Weiſe erfolgte Ordens⸗ 
ablehnung des Dr. Menger, ſondern die mit derſelben im Zuſammen⸗ 
hange ſtehenden ſchmählichen und ehrenrührigen Angriffe von radical— 
nationaler Seite. 

Dieſe Angriffe waren die Urſache der inhibirten Beſchlußfaſſung 
vom 19. December 1898 und dieſer Urſache liegt ein demonſtrativer 
Charakter nicht zu Grunde. Entbehren aber die Urſachen zu dieſem 
Beſchluſfe jedes demonſtrativen Charakters, fo entbehrt auch der Be- 
ſchluß jeder wie immer gearteten Demonſtration. Der inhibirte Be⸗ 
ſchluß beinhaltet eine Vertrauenskundgebung an den Abgeordneten, 
der die Stadt im Reichsrathe vertritt. Wenn der Wortlaut des 
§ 103 der mähriſchen G.⸗O. näher ins Auge gefaßt wird, ſo muß 
zugegeben werden, daß nur die Beſchlüſſe Gegenſtand einer 
Siſtirung ſein können. Wenn ſohin eine Gemeindevertretung ihrem 
Abgeordneten eine Vertrauenskundgebung votirt, ſo gipfelt der Be— 
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ſchluß in dem zum Ausdrucke gebrachten Vertrauen. Wenn 
auch die Motive zu einem Beſchluſſe einen derartigen Charakter 
hätten — was aber, wie bereits ausgeführt, auf den vorliegenden 
Fall nicht zutrifft — ſo dürften ſelbſt in einem ſolchen Falle dieſe 
Motive keinen Gegenſtand einer Judicatur bilden, da das Geſetz aus⸗ 
drücklich anordnet, daß Beſchlüſſe, die gegen die beſtehenden Geſetze 
verſtoßen, bezüglich ihrer Vollziehung zu unterſagen ſind. Da ſonach 
der in Rede ſtehende Beſchluß, eine Vertrauenskundgebung beinhaltend, 
ausſchließlich eine Meinungsäußerung enthält, welche auszuſprechen 
die Stadtgemeinde Neutitſchein nur dann nicht berechtigt geweſen 
wäre, wenn dieſer Beſchluß ſeiner Form oder ſeinem Inhalte nach 
einer geſetzlichen Beſtimmung zuwiderlaufen würde, was im gegebenen 
Falle nicht zutrifft, ſo wird das Begehren geſtellt, das Reichsgericht 
wolle erkennen, daß durch den in Beſchwerde gezogenen Erlaß des 
k. k. Miniſteriums des Inneru vom 1. März 1899, 3. 1430, mit 
welchem das Decret der k. k. mähr. Statthalterei vom 20. Jänner 
1899, 3. 418/praes., beziehungsweiſe der Beſcheid der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Neutitſchein vom 24. December 1898, Z. 137/praes., 
beſtätigt wurden, eine Verletzung des durch Art. 13 des St.-G. Ge⸗ 
ſetzes vom 21. December 1867, R.⸗G.-Bl. Nr. 142, gewährleiſteten 
Rechtes der freien Meinungsäußerung ſtattgefunden habe. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Der Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern bei der öffent⸗ 
lichen mündlichen Verhandlung hat aber den Standpunkt des Mini⸗ 
ſteriums wie folgt entwickelt: 

Das Miniſterium beſtreite das Recht der Gemeinden zu Meinungs⸗ 
äußerungen auch außerhalb ihres geſetzlichen Wirkungskreiſes durchaus 
nicht, die Ausübung dieſes Rechtes müſſe ſich aber innerhalb der ge— 
ſetzlichen Schranken bewegen und dieſe Schranken ſeien hier über— 
ſchritten worden. Der ſiſtirte Beſchluß ſei identiſch mit dem geſtellten 
Antrage und in letzterem wieder ſei der Antrag mit der Motivirung 
unlöslich verbunden. Nehme man dieſen Antrag als Ganzes, ſo möge 
er immerhin durch die aus Anlaß der Ordensablehnung Dr. Menger's 
gegen dieſen von radicaler Seite gerichteten Angriffe angeregt worden 
ſein, den Gegenſtand der Kundgebung habe aber die Ordensablehnung 
ſelbſt gebildet, denn die Vertrauenskundgebung ſei „aus gedachtem Anlaſſe“ 
erfolgt und der Act werde in dem Antrage als eine „ſeltene That“ 
geprieſen. Das Miniſterium wolle den Botanten illoyale Tendenzen 
nicht unterſchieben, das Miniſterium gebe zu, daß nur eine Demon— 
ſtration gegen die Regierung beabſichtigt geweſen ſei; es komme aber 
auf den Thatbeſtand und die Wirkung in der Oeffentlichkeit an. Es 
handle ſich um einen Act der Majeſtätsrechte des Kaiſers, welcher 
nach Art. 4 des St.⸗G.⸗Geſetzes über die Regierungs- und Vollzugs⸗ 
gewalt ohne Gegenzeichnung eines Miniſters geübt werde; das Vor⸗ 
ſchlagsrecht der Regierung beſtehe wohl, es könne aber, wie gerade der 
Fall Menger beweiſe, nicht geſagt werden, daß es bei dieſem Anlaſſe 
im parteipolitiſchen Intereſſe mißbraucht worden ſei. Wäre bei einem 
ſolchen Allerhöchſten Gnadenacte eine Kritik überhaupt zuläffig, jo 
könnte auch aus Anlaß der Annahme des Ordens das Mißtrauen 
ausgeſprochen werden. Der Beſchluß erſcheine alſo ſeinem Weſen nach 
nicht ſo ſehr als Demonſtration gegen die Regierung, als vielmehr 
als ein weit ſchwereres Verbrechen, nämlich als die unzuläſſige Kritik 
eines Allerhöchſten Gnadenactes. 

Der Vertreter der Beſchwerde betonte dagegen, daß nach der 
Motivirung der Ordensablehnung durch Dr. Menger ſelbſt jede De— 
monſtration gegen den Allerhöchſten Gnadenact ausgeſchloſſen geweſen 
ſei, daß er, der Vertreter der Beſchwerde, als Bürgermeiſter, beziehungs⸗ 
weiſe Vorſitzender in jener Sitzung, eine ſolche Demonſtration umſo 
weniger zugelaſſen hätte, als er ſelbſt durch den Orden der Eiſernen 
Krone ausgezeichnet worden ſei, daß dem Collegium eine illoyale oder 
demonſtrative Abſicht unmöglich vorgeſchwebt haben könne, da es in 
derſelben Sitzung ein Gemeinde-Ausſchußmitglied aus Anlaß einer 
Ordensauszeichnung beglückwünſcht habe, daß ſonach nur die beſonderen 
Umſtände des Falles bei Dr. Menger die Veranlaſſung gegeben hätten, 
den Abgeordneten, deſſen Handlungsweiſe im Uebrigen unrichtig ſein 
könne, aber doch immer einen nicht gewöhnlichen Mannesmuth erfor⸗ 
dere, der aber hiefür die gehäſſigſten Angriffe von radicaler Seite 
erfahren habe, das Vertrauen zu votiren. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen ausgegangen: 


Die k. k. mähr. Statthalterei hat in ihrer Entſcheidung aus— 
drücklich ausgeſprochen, daß in der in Rede ſtehenden unter anderen 
Umſtänden nicht zu beanſtändenden Vertrauenskundgebung der Gemeinde 
Neutitſchein deshalb eine Ueberſchreitung des Rechtes der freien Meinungs— 
äußerung erblickt werden müſſe, weil jene Vertrauenskundgebung mit 
Rückſicht auf den für dieſelbe im vorliegenden Falle ausdrücklich her— 
vorgeholten Anlaß einen demonſtrativen Charakter an ſich trägt; es 
iſt daher zu prüfen, ob jene Vertrauenskundgebung thatſächlich dieſen 
Charakter hat, nämlich die Billigung der Handlungsweiſe des Dr. Max 
Menger anläßlich der ihm zu Theil gewordenen Allergnädigſten Aus⸗ 
zeichnung. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Denn in der Begründung ſeines Antrages hat der Gemeinde— 
Ausſchuß Ferdinand Czejczner die Nichtannahme der Auszeichnung 
als eine ſeltene That bezeichnet, welche die Unabhängigkeit des Dr. Menger 
aufs Neue bewieſen habe. 


Hiernach ſtellt ſich die beantragte Vertrauenskundgebung als die | 


Folge jener Ablehnung und als motivirte Billigung derſelben dar. 

Dieſer Charakter kann dem gefaßten Beſchluſſe durch den Ver⸗ 
ſuch, den Beſchluß von der Begründung des Antrages zu trennen, 
nicht benommen werden, weil der Antrag nach Ausweis des Sitzungs— 
protokolles ohne Debatte genehmigt wurde, für die Annahme des An— 
trages alſo nur deſſen Begründung als ausſchlaggebend angeſehen 
werden kann. 

Die vom Gemeindeausſchuſſe ausgehende Billigung der Ablehnung 
einer Allerhöchſten Auszeichnung kann aber als nichts Anderes auf- 
gefaßt werden, denn als eine durchaus unzuläſſige Demonſtration 
gegenüber der Ausübung eines unantaſtbaren verfaſſungsmüßigen Hoheits⸗ 
rechtes, weshalb der fiſtirte Beſchluß mit vollem Rechte als eine Ueber⸗ 
ſchreitung des Rechtes der freien Meinungsäußerung bezeichnet wurde 
und die gegen die Unterſagung dieſer Kundgebung ergriffene Beſchwerde 
ſich als unbegründet darſtellt. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 4. Juli 1899, 3. 200.) 


Notiz. 


(Kundgebung der Wünſche und Beſchwerden der Beamten 
in der Preſſe.) Die Berliner „Deutſche Gemeinde-Zeitung“ ſchreibt: Unter der 
Ueberſchrift „Kundgebung der Wünſche und Beſchwerden der Beamten in der Preſſe“ 
macht in den Bureaux verſchiedener Behörden ein Miniſterialerlaß die Runde, der 
folgenden Wortlaut hat: Es hat leider mehrfach die Wahrnehmung gemacht werden 
müſſen, daß Beamte ſich ſo weit vergeſſen haben, ihre Wünſche oder Beſchwerden 
durch Kundgebungen in der Preſſe, ſtatt auf dem durch die Dienſtordnung vor⸗ 
geſchriebenen Wege zu verfolgen. Daß Beamte ſich damit eines ſehr ſchweren Dienſt⸗ 
vergehens ſchuldig und des Anſehens und Vertrauens unwürdig machen, welches 
ihr Beruf erfordert, ſcheint nicht überall zum genügenden Bewußtſein gekommen 
zu ſein. Im Intereſſe der Disciplin und der öffentlichen Autorität veranlaſſe ich 
Ew. ꝛc., gegen Vorkommniſſe ſolcher Art in der dortigen Verwaltung ſchleunigſt 
und nachdrücklichſt disciplinariſch einzuſchreiten, zur Ermittelung der Schuldigen, 
wenn nöthig, auch die zuſtändige Polizeibehörde in Anſpruch zu nehmen und die 
Herren Directoren der betreffenden Aemter mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 
Bietet die Form oder der Inhalt des betreffenden Preßinſerates dazu Anlaß, ſo 
wird außerdem ſtrafrechtlich einzuſchreiten ſein. 


Literatur. 


Gemeindeverwaltung und Gemeindeſtatiſtik der Landeshaupt⸗ 
ſtadt Brünn. Bericht des Bürgermeiſters Dr. Auguſt Ritter von Wieſer für 
das Jahr 1897. Brünn 1898. Verlag des Gemeinderathes Brünn. XIII, 229 S. 

Der vorliegende Bericht der Brünner Gemeindeverwaltung, welcher der 
Folge nach der dritte iſt, gibt uns zu einigen Wünſchen Veranlaſſung, die aller⸗ 
dings zum Theil über den engen Rahmen einer Anzeige hinausreichen. Entſprechend 
dem Vorgange anderer Communalverwaltungen hat auch die Brünner in ihrem 
Berichte eine Theilung des Stoffes durchgeführt und die Publication in einen 
Verwaltungsbericht und eine Gemeindeſtatiſtik gegliedert. Der Verwaltungsbericht 
iſt ſehr ausführlich gehalten und ſachgemäß angeordnet. Nur möchte es uns zweck⸗ 
mäßiger ſcheinen, die im jedesmaligen Berichtsjahre erlaſſenen Normalien nicht in 
den Text des Verwaltungsberichtes, ſondern in eine beſondere, vielleicht als Anhang 
beizugebende Sammlung aufzunehmen, da durch den Abdruck ausführlicher Nor⸗ 
malien die fortſchreitende Lectüre des Berichtes geſtört wird. Auf dieſe Weiſe 
könnte mit der Zeit leicht ein Repertorium der ſtädtiſchen Normalien gefchaffen 
werden. Natürlich müßte dasſelbe, wenn es ſeinem Zwecke vollſtändig entſprechen 
ſoll, auch durch die früher erlaſſenen Normen — ſoweit dieſelben noch actuell ſind — 
bereichert und von Zeit zu Zeit durch Nachträge ergänzt werden. Wir vertreten 
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damit dieſelbe Forderung, welche bereits im September 1898 auf der Conferenz 
der Städtevertretung, welche ſich mit der Neugeſtaltung des öſterreichiſchen Städte⸗ 
buches beſchäftigte, von einem Stadtdelegirten aufgeſtellt und, ſoviel wir wiſſen, 
auch von den übrigen Abgeſandten ſehr günſtig aufgenommen worden iſt. Sollen 
freilich auch die übrigen Stadtverwaltungen und die Staatsregierung in die Lage 
verſetzt werden, aus einer derartigen Sammlung den rechten Nutzen zu ziehen, ſo 
ſcheint uns vor Allem eine gewiſſe Vereinheitlichung der Form und Centraliſation 
der Redaction nothwendig. Der gleichen Fortbildung bedarf auch die Gemeinde⸗ 
ſtatiſtik. Diefelde umfaßt eine ſehr beträchtliche Anzahl von Gemeindeagenden. Allein 
man kann nicht ſagen, daß die einzelnen Zweige der Statiſtik gerade auf einem 
beſonders hohen fachmänniſchen Niveau ſtehen. Ein Blick in die mitgetheilte Statiſtik 
der Bevölkerungsbewegung und die Armenſtatiſtik lehrt dies zur Genüge. In dieſer 
Richtung werd nur durch die Gründung eines fach männiſch geleiteten communal⸗ 
ſtatiſtiſchen Amtes und durch eifrigen Anſchluß an die guten Vorbilder der öſter⸗ 
reichiſchen Communalſtatiſtik (Wien, Prag) einerſeits und durch eine ſtärkere ſtaat⸗ 
liche Beeinfluſſung der ſtädtiſchen Statiſtik andererſeits, wie eine ſolche gleichfalls 
auf der erwähnten Septemberconferenz proponirt worden iſt, ein grundlegender 
Fortſchritt erzielt werden können. 
Dr. Schm. 


Perſonalien. 


Sc, Majeſtät haben den Statthaltereirath Friedrich Pietrzikowski in 
Prag zum Sectionsrathe im Miniſterium des Innern ernannt und demſelben den 
Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Cuſtos der k. k. Hofbibliothek Dr. Alfred Göldlin 
von Tiefenau zum Vicedirector ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Statthalterei- 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne in Poderſam Maximilian Edlen von Matt 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Filial-Landescaſſe in Krakau Adolph 
Swoboda anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Der Oberſtkämmerer hat bei der k. k. Hofbibliothek den mit dem Titel 
und Charakter eines Cuſtos bekleideten Scriptor Moriz Cammerloher zum 
wirklichen Cuſtos und die wiſſenſchaftlichen Hilfsarbeiter Dr. Rudolph Brotanek 
und Dr. Anton Ritter von Premerſtein zu Aſſiſtenten ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirks⸗Obercommiſſär 
Ludwig Baer zum Bezirkshauptmanne in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Alois Muck 
zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Krain ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur⸗Adjuncten der 
k. k. Staatsbahnen Rudolph Schrim pf zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt 
in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bauadjuncten Franz 
Müller zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obecommiſſär Heinrich Tſchakert 
zum Finanzrathe der Finanz-Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer-Inſpector Johann Sollog zum 
Steuer⸗Oberinſpector bei der Finanz⸗Direction in Czernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat bei der Landeshauptcaſſe in Lemberg den prov. 
Hauptcaſſier Jofeph Robakowski zum definitiven Hauptcaſſier und den Adjuncten 
Stanislaus Trzcienicki zum prov. Hauptcaſſier ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramts⸗Controlor Johann Iva⸗ 
nisevié zum Hauptſteuereinnehmer und den Steuereinnehmer Silvius Zoro vic 
zum Hauptſteueramts⸗Controlor bei der Finanz⸗Landesdirection in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Kanzlei. Official Karl Fiedler zum Hilfs 
ämter⸗Directions⸗Adjuncten im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Kanzlei-Official Emil Korczynski zum 
Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten bei der Finanz⸗Procuratur in Lemberg ernannt, 

Der Handelsminiſter hat dem Poſt⸗Hauptcaſſier Joſef Edlen von Oh⸗ 
meyer eine Ober⸗Poſtcontrolorſtelle in Wien verliehen. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore Johann Charwat und Kon⸗ 
rad Seidl zu Hauptcaſſieren bei der Poſtdirectionscaſſa in Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗Inſpections⸗Commiſſär Franz Brentel 
zum Oberforſtcommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 


1 Caſſierſtelle in der IX. Rangsclaſſe beim Staatsgeſtüte zu Radautz 
bis 31. Auguſt 1899 (Amtsblatt Nr. 185). 

4 Ingenieur⸗Adjuncten ſtellen in der IX. D.⸗Cl. bei Staatsbahn⸗ 
Direction in Villach bis 10. September 1899 (Amtsblatt Nr. 186). 

1 Concipiſten ſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Forſt⸗ und Domänen⸗ 
Direction Abth. 1 in Lemberg bis 10. September 1899 (Amtsblatt Nr. 185). 


Der Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 43 und 44 der Erkeuntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


